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Februar 2023 

Liebe Mitglieder, liebe Unterstützer, liebe Interessierte! 

     

In den letzten Wochen hat das aktive ANUAS-Team die gesundheitspräventiven Projektanträge für 
das Jahr 2023 besprochen – diskutiert – beschlossen.  
 
ANUAS wird auch in diesem Jahr die bundesweite ANUAS-Themenwoche durchführen, bei Interesse 
bitte schon einmal den Termin vormerken: 27. 11. – 02. 12. 2023. 
Am 26. 11. 2023 findet ein Aktionstag anläßlich des 15. Jahrestages des ANUAS e.V. statt. 
 
Es wird wieder um den Informations-Austausch von Betroffenenkompetenz und Fachkompetenz 
gehen, aber auch um individuelle gesundheitspräventive Workshops, u.a.:  

- Ressourcenaktive, kreative Workshops  
- Vorstellung der ANUAS-Musikwerkstatt 
- Nonverbale Kommunikation über gesundheitspräventive Körperarbeit zum Aggressions- und 

Stressabbau sowie Übungen der Achtsamkeit, Atmung, Konzentrationsfähigkeit 
- Kreative Schreibwerkstatt 
- Lesungen mit Axel Petermann – Kriminalprofiler – und Karin Büchel – Krimiautorin - 

 

 
ANUAS-Themen-Austausch 
 
„ … 100 Organisationen – darunter der Flüchtlingsrat Niedersachsen – haben heute am 25.01.2023 
gemeinsam als zivilgesellschaftliches Bündnis „AGG Reform-Jetzt!“ eine umfassende Ergänzungsliste 
zum Gesetz und eine Stellungnahme mit 11 zentralen Forderungen vorgestellt und beides an die 
Unabhängige Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung Ferda Ataman übergeben. 
 
In 16 Jahren Praxiserfahrung sind die Schwächen des AGGs weitgehend bekannt: Das Gesetz schützt 
nicht alle Betroffene von Diskriminierung. Die Erweiterung der Diskriminierungskategorien 
beispielsweise auf Sozialer Status, Familiäre Fürsorgepflichten, Körpergewicht und Sprache ist daher 
dringend notwendig. 
 
Das AGG ist außerdem nicht anwendbar auf alle Lebensbereiche. Es muss daher ausgeweitet werden 
auf staatliches Handeln, um vor allem bei institutioneller Diskriminierung wie beispielsweise „racial 
profiling“ angemessenen Rechtsschutz zu gewährleisten. 
 
Auch ist das rechtliche Vorgehen gegen erfahrene Diskriminierung für die Betroffenen oft zu 
schwierig. Seit Jahren fordern Expert:innen daher die Einführung eines Verbandsklagerechts und 
weiterer Maßnahmen, um die Rechtsdurchsetzung zu unterstützen. 
 
Um dem Ziel eines fortschrittlichen Antidiskriminierungsrechts näher zu kommen und die 
Reformbestrebungen der Bundesregierung kritisch zu begleiten, hat der Antidiskriminierungsverband 
Deutschland (advd) eine umfassende Ergänzungsliste zum AGG sowie eine von 100 Organisationen 
unterzeichnete Stellungnahme koordiniert. Hieraus hat sich nun das Bündnis „AGG Reform-Jetzt!“ 

https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2023/01/advd_Ergaenzungsliste-AGG-Novelle_20230117.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2023/01/advd_Ergaenzungsliste-AGG-Novelle_20230117.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2023/01/Stellungnahme-AGG-Reform_Buendnis-AGG-Reform-Jetzt_20230125.pdf
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 gegründet, dass die langjährige Expertise im Diskriminierungsschutz von einem breiten thematischen 
sowie communitybasierten Spektrum an zivilgesellschaftlichen Organisationen bündelt…“ 
 
https://www.nds-fluerat.org/55292/aktuelles/mehr-fortschritt-wagen-heisst-auch-mehr-
antidiskriminierung-wagen/ 
 
Der Bundesverband ANUAS e.V. wird sich ebenfalls sachlich mit Positionsschreiben einbringen. 
 
 

 

Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege e.V. 
 
Wohlfahrtsverbände sollten im Bereich der Gesundheitsprävention, der Hilfe zur Selbsthilfe und 
Interessenvertretung betroffener Menschen der Zielgruppe gemeinsam einbezogen werden.  
Es handelt sich um ein gesamtgesellschaftliches Anliegen, Menschen mit langjährigen 
Gewalterfahrungen (einschließlich häuslicher Gewalt), Mordfällen/fahrlässige Tötung (einschließlich 
Femiziden) ernst zu nehmen, mit ihren Anliegen zu hören und individuelle präventive und soziale 
Hilfen zu ermöglichen.  
Eine einzige Meinung einer Wohlfahrtsorganisation ist eine einzelne subjektive Meinung eines 
großen Wohlfahrtsverband-Netzwerkes, als Vertreter der Gesellschaft. 
 
In der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. arbeiten die Spitzenverbände 
der Freien Wohlfahrtspflege zusammen. Ihr gemeinsames Ziel ist die Sicherung und 
Weiterentwicklung der sozialen Arbeit durch gemeinschaftliche Initiativen und sozialpolitische 
Aktivitäten. 
 
Die Spitzenverbände selbst sind föderalistisch strukturiert, das heißt ihre Gliederungen auf 
kommunaler und Landesebene sowie ihre Mitgliedsorganisationen sind überwiegend rechtlich 
selbstständig. 
 
ANUAS hat einige Anliegen, die wir in diesem Jahr versuchen werden, an die 
Bundesarbeitsgemeinschaft zu transportieren und in den gemeinsamen Austausch zu gehen.  
 
Wir werden in Newslettern darüber berichten. 
 
 

 
 

Das Logo für die neu gegründete ANUAS-Musikwerkstatt ist fertig. In diesem Jahr wird eine 
Webseite „Musikwerkstatt“ eingerichtet, auf der einzelne Aktivitäten der Musikwerkstatt für die 
Interessenten zu sehen sind. Man kann sich inspirieren lassen, aber auch selbst mitmachen. 
 
 
 
 
 

https://www.nds-fluerat.org/55292/aktuelles/mehr-fortschritt-wagen-heisst-auch-mehr-antidiskriminierung-wagen/
https://www.nds-fluerat.org/55292/aktuelles/mehr-fortschritt-wagen-heisst-auch-mehr-antidiskriminierung-wagen/
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Ab Jan. 2023 Start der aktiven bundesweiten Online-Austauschgruppen 
 

 
 
Weitere Informationen zur Anmeldung und Teilnahme über die 2. ANUAS-Webseite 
 
https://anuas-selbsthilfe.de/digitale-selbsthilfe/  
 
 

 

https://anuas-selbsthilfe.de/digitale-selbsthilfe/
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Weiterbildungen zur Selbsthilfeprojektantragstellung  

 

Die AOK Hessen - Die Gesundheitskasse hat mit Vertretern des ANUAS eine kleine Weiterbildung 
zur richtigen Antragstellung bei Projektförderanträgen und Pauschalförderanträgen durchgeführt. 
Offene Fragen konnten geklärt werden und einzelne Vertreter der Bundesländer konnten Anträge zur 
Pauschalförderung rechtzeitig bearbeiten und verschicken. 
 
 

Weiterbildung Soziale Medien datenschutzkonform nutzen und der richtige Umgang mit 
Fotos im Netz und Daten 
 

 
 
 
„Soziale Medien oder englisch Social Media sind digitale Medien bzw. Plattformen (Social Software), 
die es Nutzern ermöglichen, sich im Internet zu vernetzen, sich also untereinander auszutauschen 
und mediale Inhalte einzeln, in einer definierten Gemeinschaft oder offen in der Gesellschaft zu 
erstellen, zu diskutieren und weiterzugeben.“ 
 

Digitalen Round-Table-Gespräch „Betroffenen- und Angehörigenverbände“ 
 
„ … Das drängendste Problem in der psychotherapeutischen Versorgung sind weiterhin die langen 
Wartezeiten auf einen Termin in einer psychotherapeutischen Praxis. Um Abhilfe zu schaffen, setzt 
sich die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) für eine Reform der Bedarfsplanung sowie für 
kurzfristige Erleichterungen im Kostenerstattungsverfahren ein. Gerne würden wir mit Ihnen unsere 
Vorschläge sowie weitere Maßnahmen erörtern, die den Zugang zur ambulanten Psychotherapie 
verbessern können. Darüber hinaus möchten wir uns mit Ihnen über die neu eingeführte ambulante 
Komplexversorgung und notwendige Verbesserungen in der Versorgung von Menschen mit schweren 
psychischen Erkrankungen austauschen…“ 

 

 

Interview mit ANUAS und … 
 

dem Medienmagazin „ZAPP“ (NDR), welches an einer Reportage arbeitet, die sich speziell mit der 
Bedeutung und den Auswirkungen von True-Crime-Formaten auf Betroffene, Angehörige und 
Familien beschäftigt. 
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Es ging speziell um Fragen, wie z.B.: 
 

- Was bedeutet True Crime für Angehörige?  

- Es würde der Eindruck bestehen, dass die Angehörigen häufig außen vorgelassen werden.  

- Was würden sich Angehörige oder der ANUAS als Angehörigenvertreter wünschen?  

- Gibt es auch Produktionen, die Angehörige gut und ethisch finden?  
 
ANUAS beabsichtigt in diesem Jahr (2023) einen Medienleitfaden für Angehörige zu erstellen. Dazu 
wurde ein Aufruf an Betroffene in allen sozialen Netzwerken geteilt: 
 

 
 

 

 
 
Aufklärung für Angehörige gewaltsamer Tötung 
 
Angehörige gewaltsamer Tötung haben Anspruch auf Hinterbliebenengeld 
 
BGH: Hinterbliebenengeld sollte nicht so hoch sein wie Schmerzensgeld 
(Bundesgerichtshof, Urteil vom 06.12.2022, Az. VI ZR 73/21) 
 
„ … Danach kann die Entschädigung im Einzelfall mehr als 10. 000 Euro betragen. Sie sollte aber 
niedriger ausfallen als ein Schmerzensgeld, entschied der Bundesgerichtshof (BGH). Ein 
Schmerzensgeld können Hinterbliebene nur bekommen, wenn ihre psychischen Beeinträchtigungen 
durch den Verlust medizinisch fassbar sind. Daneben war früher nur der Ersatz materieller Schäden 
vorgesehen, zum Beispiel von Beerdigungskosten.  
 
Die große Koalition aus CDU/CSU und SPD hatte hier eine Lücke gesehen und deshalb das 
Hinterbliebenengeld eingeführt. Damit soll das seelische Leid anerkannt werden, auch wenn es nicht 
als Gesundheitsverletzung zählt. 
Haftpflichtversicherung zahlte Hinterbliebenengeld in Höhe von 3.000 Euro. … 
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Der Gesetzgeber hatte 2017 mit durchschnittlich 10.000 Euro kalkuliert, weil in dieser Höhe in 
vergleichbaren Fällen Schmerzensgeld gezahlt wurde. Laut BGH kann von diesem Richtwert wegen 
der Besonderheiten im einzelnen Fall sowohl nach oben als auch nach unten abgewichen werden. 
Dabei kommt es unter anderem auf die Bedeutung des Getöteten für den Hinterbliebenen an.   
 
Bemessungsgrundlage ist klärungsbedürftig 
Die obersten Zivilrichterinnen und -richter pochen aber darauf, dass zwischen Schmerzens- und 
Hinterbliebenengeld eine Abstufung gemacht wird. Das Hinterbliebenengeld solle gerade seelisches 
Leid lindern, das „unterhalb der Schwelle einer Gesundheitsverletzung“ bleibe, heißt es in der 
Urteilsbegründung. Das müsse sich auch in der Höhe ausdrücken. …“ 
 
https://www.anwaltsregister.de/Rechtsprechung/BGH_Hinterbliebenengeld_sollte_nicht_so_hoch_s
ein_wie_Schmerzensgeld.d10064.html 
 
 

 
 
Angehörige gewaltsamer Tötung haben einen Anspruch darauf, einen kostenlosen 
Opferanwalt für den Strafprozeß zu erhalten.  
 
Aus den Erfahrungen des ANUAS gibt es wenig Fachanwälte für Opferrechte. In Betroffenenfällen 
übernehmen Anwälte aus anderen Fachrichtungen die Vertretung, oft mit massiven Problemen für 
die betroffenen Angehörigen. 

 

 
Pressemitteilung des DAV v. 03. 12. 2021 

 

 
 
 
 

https://www.anwaltsregister.de/Rechtsprechung/BGH_Hinterbliebenengeld_sollte_nicht_so_hoch_sein_wie_Schmerzensgeld.d10064.html
https://www.anwaltsregister.de/Rechtsprechung/BGH_Hinterbliebenengeld_sollte_nicht_so_hoch_sein_wie_Schmerzensgeld.d10064.html
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Herzliche Grüße aus der Bundes-Geschäftsstelle, vom ANUAS-Team! 
 

 
 
 
                     Liebe Leser,  

Sie können jederzeit den ANUAS-Newsletter abbestellen. 
 
Abmeldung des Newsletters:  
 
https://anuas.de/newsletter-abonnement-kuendigen/ 

 
 
 

https://anuas.de/newsletter-abonnement-kuendigen/

